
CBP – Info 4 • November 2015

Themenschwerpunkt
40 Jahre Psychiatrie-Enquete

AAL-Forum
Technik verbessert Teilhabe

Vergaberecht
Fachgespräch klärt Gefahren

CBP-Info

CBP – Info 4 • November 2015 1

Liebe Leserinnen und Leser,
es gibt Jahreszahlen, die weisen auf Meilensteine in der gesell-
schaftlichen entwicklung deutschlands hin. dazu zählt sicher
die Fertigstellung des Abschlussberichts der Psychiatrie-
enquete im september 1975. es muss für die damaligen betei-
ligten ein quälendes unterfangen gewesen sein, die Verhältnis-
se in der deutschen Psychiatrie dieser Zeit aufzuklären und
genau zu untersuchen. Allzu viel am system war unwürdig und
beschämend. das inakzeptable an den Verhältnissen in der Psy-
chiatrie wurde durch den bericht schonungslos aufgedeckt. sehr
vieles hat sich seitdem deutlich verbessert. die psychiatrischen

einrichtungen wurden verkleinert und wohnortnahe psychiatri-
sche und sozialpsychiatrische strukturen aufgebaut. 

ein starker impuls dieses gesamten Wandlungsprozesses, der
auch auf andere bereiche der sozialen Arbeit ausgestrahlt hat,
war die emanzipation der Menschen mit psychischen erkran-
kungen von ihrer rolle als Psychiatriepatient(inn)en. sie ver-
stehen sich als eine bewegung von Psychiatrieerfahrenen und
als expert(inn)en in eigener sache und beteiligen sich intensiv
am diskurs über die Weiterentwicklung des psychiatrischen und
sozialpsychiatrischen unterstützungssystems. Auch die Ange-
hörigen psychisch kranker Menschen haben sich in den Jahren

Einer der Fortschritte in 40 Jahren Psychiatrie-Enquete: Die Wohnformen sind individueller ausgerichtet.



Sozialpolitik 

3 Aktuelle Stellungnahmen 
des CBP

n 12. Oktober 2015: rahmenkonzeption Medizinische behand-
lungszentren für erwachsene mit geistiger behinderung oder
schweren Mehrfachbehinderungen (MZeb);

n 29. september 2015: stellungnahme der Fachverbände für
Menschen mit behinderung zum entwurf eines Gesetzes zur
Modernisierung des Vergaberechts (Vergabemodernisie-
rungsgesetz);

n 17. september 2015: stellungnahme zum Gesetzentwurf der
bundesregierung zum Hospiz- und Palliativgesetz;

n 30. Juli 2015: reform des Maßregelvollzugsrechts: stellung-
nahme des dCV, des CbP und der KAGs;

n 23. Juli 2015: Kernforderungen des CbP zum bundesteilhabe-
gesetz;

n 10. Juli 2015: stellungnahmen der Fachverbände zu den Vor-
schlägen des bMAs im rahmen der Fachexperten-AG. 

siehe dazu im internet: www.cbp.caritas.de/positionen

Die aktuellen Gesetzgebungsprozesse finden parallel 

und zwar wie folgt statt:

n bundesministerium für Arbeit und soziales: bundesteilhabe-
gesetz – referentenentwurf im 1. Quartal 2015; 

n bundesministerium für Finanzen: bundeshaushaltsgesetz-
entwurf und Finanzplan 2016–2019 im bundestag – der CbP
hat mit Fachverbänden die bundeskanzlerin und die zustän-
digen Minister angeschrieben;

n bundesministerium für Gesundheit: Pflegestärkungsgesetz ii
und Hospiz- und Palliativgesetz im bundestag;

nach der Psychiatrie-enquete zu einer Kraft formiert, die ein-
fluss nimmt und Verbesserungen einfordert. 

das Arbeitsprogramm, das der bericht angestoßen hat, ist
aber bis heute nur in Teilen umgesetzt. nimmt man als Prüfstein
für die umsetzung der empfehlungen die situation von Men-
schen mit schweren und chronischen psychischen erkrankun-
gen, so werden die Aspekte unübersehbar, mit deren umsetzung
sich unsere Gesellschaft offensichtlich nach wie vor sehr schwer
tut. so bestehen bis heute große regionale unterschiede in der
wohnortnahen Versorgungslandschaft für psychisch kranke
Menschen. die bundesländer haben unterschiedliche systeme
entstehen lassen und die bereitschaft, voneinander zu lernen
und die wirkungsvollsten Ansätze jeweils zu übernehmen, ist
sehr begrenzt. dies macht deutlich, dass nicht die interessen der
betroffenen Menschen im Vordergrund stehen.

ein weiteres großes Problem ist, dass die bereits im
Abschlussbericht der enquete geforderte Vernetzung der ver-
schiedenen Leistungen bis heute sehr schwierig ist. es fehlt viel-
fach an der bereitschaft der Leistungsträger, ihre gemeinsame
Verantwortung für verzahnte Leistungen zu übernehmen (stich-
wort drehtürpsychiatrie, Krisenversorgung). die schnittstellen
zwischen den medizinischen und sozialpsychiatrischen syste-
men, zwischen Gesundheitsversorgung, Pflege und eingliede-
rungshilfe brauchen eine wesentlich intensivere Prüfung, um die
notwendige Wirkung zu erzeugen. Hinzu kommen oft schwie-
rigkeiten in der Zusammenarbeit zwischen stationärem und
ambulantem bereich und den unterschiedlichen Professionen.
nicht selten geht es dabei um Letztverantwortung in situatio-
nen, in denen Menschen in psychischen Ausnahmezuständen
sind. Psychische erkrankungen führen die betroffenen, Ange-

hörigen und professionellen
Helfer immer wieder in das
dilemma zwischen selbst -
bestimmung und der bestim-
menden einwirkung anderer.
die Frage der einflussnahme
wider Willen, die Ausübung
von Zwang in behandlung und
unterbringung ist unausweich-
lich für alle, die sich mit psy-
chisch erkrankten Menschen
befassen.

die Psychiatrie-enquete
hat zu einem tiefgreifenden
gesellschaftlichen Wandel bei-
getragen. der diskurs um die Anforderungen einer demokrati-
schen Gesellschaft an ein unterstützungs- und Versorgungssys-
tem für Menschen mit psychischer erkrankung wird seither breit
und intensiv geführt. eindrucksvoll ist das ringen um die jeweils
nächsten reformschritte und die damit verbundenen gesetzli-
chen reformen. Auch das bundesteilhabegesetz wird sich daran
messen lassen müssen, welchen beitrag es für die Teilhabe von
psychisch kranken Menschen leisten wird. ich wünsche ihnen
eine spannende Lektüre.

Johannes Magin

Vorsitzender des CBP
Kontakt: j.magin-cbp@
kjf-regensburg.de
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sozialrecht

n bundesministerium für Wirtschaft: Vergabemodernisierungs-
gesetz im bundestag;

n bundesministerium für Familie (bMFsFJ): reform des sGb
Viii (mit der inklusiven Lösung für Kinder mit behinderung)
– referentenentwurf liegt noch nicht vor;

n bundesministerium für Justiz: reform des Maßregelvollzugs
(§ 63 stGb) – referentenentwurf;

n bundesverfassungsgericht: Vorlage des bundesgerichtshofes
wegen § 1906 bGb.

Sozialrecht

3 Kein Anspruch auf Zusatz-
verein barung 

das Landessozialgericht berlin-brandenburg hat mit urteil vom
18. Juni 20151 festgestellt, dass kein Anspruch auf ein Zusatzent-
gelt in Höhe von 98,67 euro pro Tag über die Vergütung in der
Hilfebedarfsgruppe (HbG) V intern in berlin besteht.

Sachverhalt 

der 25-jährige Leistungsberechtigte mit einem Grad der behin-
derung (Gdb) 100 lebt seit dem 12. dezember 2009 in einer ein-
richtung für leicht bis schwerstbehinderte Menschen in berlin,
die zusätzlich zur geistigen behinderung auch chronische 
psychische erkrankungen haben und dadurch gravierende Ver-
haltensauffälligkeiten aufweisen. nach dem Wohn- und betreu-
ungsvertrag wird als Gesamtentgelt (für unterkunft, Verpfle-
gung, betreuung, investitionsbetrag und sonstige Leistungen)
der betrag in Höhe von 240,86 euro täglich geschuldet. im
betreuungsvertrag wird zudem festgehalten, dass mit dem Leis-
tungsberechtigten, soweit er einen Hilfebedarf haben sollte, der
mit der mit dem zuständigen sozialhilfeträger (berliner senats-
verwaltung für Gesundheit und soziales) vereinbarten Vergü-
tung nicht gedeckt werden kann, eine einzelvereinbarung über
ein Zusatzentgelt geschlossen werden müsse. 

Am 1. dezember 2009 hat der sozialhilfeträger für ein Jahr
den Kostensatz in Höhe von 250,03 euro täglich bewilligt. eine
Helferkonferenz im Juni 2010 stellte fest, dass der betroffene
eine 1 :1-betreuung benötigt und diese mit dem vorhandenen
Personal nicht sichergestellt werden kann. es wurde ein Zusatz-
entgelt von 98,67 zu der einstufung in die „HGb V intern“ bean-
tragt. der sozialhilfeträger lehnte im Juli 2010 die Zahlung eines
über die höchste HbG hinausgehenden Aufschlags ab. Gemäß
dem beschluss der Vertragskommission sei eine Hilfebedarfs-
änderung im Jahr 2010 nicht mehr möglich. der bewohner kön-
ne erst im Jahr 2011 neu eingestuft werden. Parallel dazu wurde
über die Kostenübernahme bis dezember 2010 in Höhe von
240,86 euro verfügt. Am 7. Februar 2011 entschied der sozial-
hilfeträger, den neu ermittelten bedarf nach der höchsten Leis-
tungsgruppe 6 ab dem 1. Mai 2011 zu vergüten.

Entscheidung 

das Landessozialgericht berlin-brandenburg hat die Forderung
nach dem Zusatzentgelt abgelehnt. die einrichtung ist durch die
Leistungsvereinbarung nach § 75 Abs. 3 sGb Xii verpflichtet,
den gesamten eingliederungshilfebedarf – im rahmen der Leis-
tungen für die HGb iii, iV und V – abzudecken. da der Leis-
tungsberechtigte dem Personenkreis mit Hilfebedarf V ange-
hört, muss die einrichtung den erforderlichen betreuungsbedarf
vollumfänglich erbringen. „dies beinhaltet nicht einen bestimm-
ten betreuungsschlüssel, sondern eine betreuung entsprechend
den individuellen bedürfnissen“2 des Leistungsberechtigten. in
diesem rahmen hat der einrichtungsträger auch eine betreuung
1:1 sicherzustellen, wenn „nur auf diese Weise der konkrete ein-
gliederungshilfebedarf gedeckt werden kann, was sich aus der
Leistungsvereinbarung“ ergibt. ein etwaiges Kostenrisiko darf
nicht zulasten des Leistungsberechtigten gehen. 

die einstufung in die HbG ist lediglich eine Kalkulations-
grundlage für die Maßnahmenpauschale. „solche Pauschalen
sollen gerade insgesamt die vom einrichtungsträger zu erbrin-
genden Leistungen abdecken … die Abrechnung konkret
erbrachter Leistungen ist gerade nicht gesetzliche Grundlage
geworden …“3 der einrichtungsträger verpflichtete sich in der
Leistungsvereinbarung zur vollständigen bedarfsdeckung.
„etwaige finanzielle unterdeckungen“ sollen mit dem sozial-
hilfeträger gelöst werden. ein Anspruch auf eine einzelverein-
barung nach § 75 Abs. 4 sGb Xii besteht nicht.

Bewertung 

Für die Praxis der einrichtungen und dienste stellt diese ent-
scheidung klar, dass der volle betreuungsaufwand grundsätzlich
durch die Leistungsvereinbarung gedeckt werden muss. Wird ein
Leistungsberechtigter mit einem umfangreichen Hilfebedarf
(und zwar in Hoffnung auf den Abschluss einer einzelvereinba-
rung über ein zusätzliches entgelt) aufgenommen, entsteht für
den einrichtungsträger das Kostenrisiko.

ein Anspruch auf die Vergütung des über die kalkulierte Ver-
gütung hinausgehenden konkreten bedarfs besteht nicht. Auf-
grund der Leistungsvereinbarung kann jede(r) bewohner(in)
verlangen, dass die Leistungen bedarfsdeckend sind, auch wenn
eine intensive betreuung (1:1) benötigt wird. durch die Leis-
tungsvereinbarung wird nicht ein bestimmter Personalschlüssel,
sondern die vollumfängliche betreuung nach individuellen
bedürfnissen vereinbart. die Maßnahmepauschalen sollen nach
§ 76 Abs. 2 s. 3 sGb Xii für Gruppen von Leistungsberechtigten
mit einem vergleichbaren bedarf so kalkuliert werden, dass die-
se tatsächlich den betreuungsaufwand voll abdecken. es besteht
kein Anspruch auf den Abschluss einer einzelvereinbarung.

die Aufnahme einer Klausel über die Feststellung des zusätz-
lichen Hilfebedarfs im Wohn- und betreuungsvertrag ist mit § 6
WbVG4 nicht vereinbar, da „zu Lasten des Verbrauchers von den
gesetzlichen regelungen abweichende Vereinbarungen unwirk-
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sam“ sind. eine Zahlungsverpflichtung des Leistungsberechtig-
ten entsteht daher nicht. diese Vereinbarung stellt auch keine
Grundlage für den Abschluss einer einzelvereinbarung zwi-
schen dem Leistungserbringer und dem sozialhilfeträger.

die Gerichtsentscheidung zeigt, dass der umfang und die
Kalkulation der Maßnahmepauschalen in der Leistungsverein-
barung für die vollumfängliche und bedarfsdeckende Leis-
tungserbringung entscheidend sind. durch den umfang der
Leistungsvereinbarung soll der konkrete bedarf bei Leistungs-
berechtigten mit vergleichbaren bedarfen gedeckt werden. Für
die etwaigen Anpassungen ist der Weg der neuverhandlungen
gemäß § 77 Abs. 3 vorgesehen. eine umgehung durch die Ver-
träge mit Leistungsberechtigten ist nicht zulässig.

nicht der konkrete Hilfebedarf des Leistungsberechtigten,
sondern der umfang der Leistungsvereinbarung steht bei der
rechtlichen beurteilung der Pflicht zur Leistungserbringung im
Vordergrund. Janina Bessenich

Stellv. CBP-Geschäftsführerin

Kontakt: janina.bessenich@caritas.de

Anmerkungen

1. Landgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 18. Juni 2015, Az. L

23 SO 239/13, www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de

2. Ebd., S. 47.

3. Ebd., S. 48.

4. Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz 29. Juli 2009 (BGBl. I S.

2319), www.gesetze-im-internet.de/wbvg/BJNR231910009.html

3 Bank muss unwirksame Konto -
führungsgebühren zurückzahlen

der bundesgerichtshof (bGH) hat am 25. Juli 2015 – Az. Xi Zr
434/14 entschieden, dass die sparkasse das Teilentgelt für die
Führung eines Geschäftsgirokontos zurückzahlen muss. nach
dieser Grundsatzentscheidung dürfen banken bei Girokonten
von Geschäftskunden nicht jede buchung berechnen (mehr
dazu unter www.cbp.caritas.de/recht). jb

3 Gesetzlich versichert: ehrenamt -
liche Helfer bei der Flüchtlingshilfe

Für den gesetzlichen Versicherungsschutz von ehrenamtlichen
Helfer(inne)n ist es entscheidend, die Tätigkeit in den Verant-
wortungsbereich der zuständigen Kommune einzuordnen (die
einteilung und Überwachung der zu erledigenden Aufgaben, die
Weisungsbefugnis und die sicherstellung der Organisationsmit-
tel). denn nur wenn die ehrenamtlichen Helfer(innen) im Auf-
trag der Kommune eingesetzt werden, ist der Versicherungs-
schutz durch die gesetzliche unfallversicherung gegeben. im Fall
eines unfalls erhalten ehrenamtliche Helfer(innen) dann Leis-
tungen nach sGb Vii. 

die zuständige Kommune kann die Aufgaben auch an privat-
rechtliche Organisationen (zum beispiel Caritas) übertragen,
die sich ehrenamtlich in der Flüchtlingshilfe engagieren. deren
Mitglieder sind dann ebenfalls bei ihrer ehrenamtlichen Tätig-
keit gesetzlich unfallversichert, und zwar bei der berufsgenos-
senschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege.

der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die ehrenamtliche
Tätigkeit selbst sowie auf den Weg dorthin und von dort zurück
nach Hause. bei einem unfall übernimmt die gesetzliche unfall-
versicherung die Kosten für die Heilbehandlung und rehabili-
tation. Weitere informationen – auch hinsichtlich der regelun-
gen in den einzelnen bundesländern – erteilt die deutsche
Gesetzliche unfallversicherung (dGuV) unter: www.dguv.de,
Pfad: „Mediencenter“, „Hintergrund“, „Flüchtlingshilfe“. jb

Thema 

3 40 Jahre Psychiatrie-Enquete

Die Bedeutung der Psychiatrie-Enquete von 1975 

sowohl in der alten bundesrepublik deutschland als auch in der
ehemaligen ddr spielte die Psychiatrie in der behandlung und
Versorgung von behinderten Menschen eine entscheidende rol-
le. in der psychiatrischen diagnostik wurden „geistig behinder-
te Menschen“ unter dem weiten stigma „schwachsinn“ sub-
summiert und damit auch vielfach in Psychiatrien hospitalisiert.
bis in die 70er-Jahre (in der ddr bis zur Wende) war die Zahl
der langzeituntergebrachten Menschen mit geistiger behinde-
rung in der psychiatrischen Versorgung sehr hoch. es zeigt sich
hier eine der wesentlichen Wurzeln des medizinischen defizit-
Paradigmas, das bis heute in die behindertenhilfe und in die
 Psychiatrie hineinwirkt.

Die Bedeutung der Enquete für die Psychiatrie West 

Als bedeutsame Grundlage zur einschätzung der rolle der Psy-
chiatrie in der ehemaligen bundesrepublik ist der bericht der
Psychiatrie-enquete von 1975 zu sehen, der sehr umfassend und
kritisch die Zeit von 1949 bis etwa 1973 in den blick nimmt. im
Titel des berichts wird deutlich, dass es den sachverständigen
von damals gleichermaßen um die Versorgung von psychisch
Kranken wie auch um Menschen mit behinderung ging: „die
gegenwärtige Versorgung psychisch Kranker sowie geistig und
seelisch behinderter in der bundesrepublik deutschland“. Aus-
löser für den Auftrag der sachverständigen waren damals alar-
mierende berichte über die Zustände in den Psychiatrien.
Wesentliche Kritikpunkte bezogen sich auf unter- und Fehl-
versorgung, auf Überbelegung, Verwahrlosung, Gewalt und
Missbrauch und ein hoffnungslos überfordertes Personal. der
enquete-bericht kam etwas mehr als zehn Jahre nach einfüh-
rung des bundessozialhilfegesetzes (bsHG), das 1962 einen
Meilenstein im recht der sozialleistungen und in der Profes-

sozialrecht
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sionalisierung der sozialarbeit gesetzt hatte. All das ist wieder-
um eng mit dem wirtschaftlichen Aufschwung der bundesrepu-
blik wie auch dem kritischen blick einer sich emanzipierenden
nachkriegsgeneration verbunden. 

Folgende signifikante Zahlen aus dem sachverständigenbe-
richt sind beachtenswert. die Psychiatrie-enquete ging in ihrem
bericht davon aus, dass sechs von 1000 bewohner(inne)n
 „geistig behindert“ waren, was im Jahr 1973 eine Personenzahl
von 360.000 ergab. Von diesen wiederum waren 0,55 pro 1000
schwerst- und mehrfachbehindert, sprich 34.000.

Zum stichtag des sachverständigenberichts am 30. Mai 1973
waren in 130 Fachkrankenhäusern 94.197 Patient(inn)en unter-
gebracht.1 Von diesen waren 18,5 Prozent „geistig behinderte“
(circa 17.500). die Fachkrankenhäuser waren entscheidende Orte
in der Langzeitunterbringung von psychisch kranken Kindern
und Jugendlichen und auch von „geistig behinderten“ Kindern
und Jugendlichen – vielfach mit über zehn Jahre langen Aufent-
haltsdauern. die sachverständigenkommission hat darüber
hinaus zum stichtag 93 Heime und Anstalten mit jeweils über 100
betten ermittelt, in denen weitere rund 36.000 geistig und mehr-
fachbehinderte Personen (Kinder und erwachsene) unterge-
bracht waren. das dürften vorrangig christliche Häuser der
behindertenhilfe gewesen sein, die mitunter bereits im 19. Jahr-
hundert gegründet worden sind. Abgeleitet aus der langen Tra-
dition christlicher Krankenpflege und der heutigen situation, in
der christliche Krankenhäuser etwa 35 Prozent des gesamten
bedarfs decken, kann vorsichtig geschätzt werden, dass in der
Zeit von 1949 bis 1975 der Anteil der evangelischen und katho-
lischen psychiatrischen Fachkrankenhäuser bei wenigstens 50
Prozent lag. die Psychiatrie-enquete konnte leider keine genaue
Zahl vorlegen, wie viele Kinder und Jugendliche zum stichtag am
30. Mai 1973 psychiatrisch untergebracht waren. einschränkend
ist auch festzuhalten, dass dem sachverständigengremium aus
fünf bundesländern keine genauen Zahlen vorlagen, nämlich aus
bayern, dem saarland, baden-Württemberg, bremen und rhein-
land-Pfalz. es wäre wichtig, die Geschichte der psychiatrischen
Krankenhäuser und psychiatrischen Fachabteilungen aufzuar-
beiten – was bislang nur in einzelfällen geschehen ist. 

Ausgelöst durch den bericht der Psychiatrie-enquete hat sich
Grundlegendes geändert. nach und nach wurde die Versorgung
von „geistig behinderten Menschen“ in Psychiatrien beendet. es
kam deshalb gerade in den 60er- und 70er-Jahren zu etlichen
neugründungen von heilpädagogischen einrichtungen der
behindertenhilfe. Auch wurde die Versorgung von psychisch
kranken Kindern und Jugendlichen außerhalb von psychiatri-
schen Krankenhäusern durchschlagend verbessert. die sach-
verständigen hielten ein Mehr an qualifizierter stationärer
unterbringung für dringend geboten. sehr positiv wurde damals
auch der Aufschwung der Werkstätten für Menschen mit behin-
derung als gelungene arbeitstherapeutische Maßnahme gesehen.
Parallel dazu wurde ein deutliches Votum für eine bessere ambu-

lante Versorgung formuliert, was bis heute ein wichtiger Aus-
gangspunkt für die Arbeit der behindertenhilfe und der sozial-
und Gemeindepsychiatrie ist. Dr. Thorsten Hinz

CBP-Geschäftsführer

E-Mail: thorsten.hinz@caritas.de

Anmerkung

1. 1973 gab es in der BRD gesamt 3494 Krankenhäuser mit einer

Gesamtbettenkapazität von 707.460 Betten und 8.433.615 Aufnah-

men. An der psychiatrischen Versorgung beteiligt waren davon 241

Krankenhäuser (mit rund 111.450 Betten und jährlich etwa 225.676

Aufnahmen).

3 Dezentralisierung seit 1975: 
Die ersten Wohngruppen entstehen

die Psychiatrie-enquete hat im Jahr 1975 empfehlungen für
Menschen mit psychischen erkrankungen formuliert. Was sich
damals in der Psychiatrie getan hat, ist auch in vielen einrich-
tungen der behindertenhilfe aufmerksam verfolgt worden. eine
der empfehlungen der enquete war eigentlich sofort auf Men-
schen mit behinderung übertragbar: gemeindenahe Wohnange-
bote. die damaligen Heggbacher einrichtungen waren 1975 mit
der Gründung der Wohngemeinschaft simon bundesweit unter
den Pionieren. seitdem haben wir dezentrale Wohnformen kon-
tinuierlich ausgebaut.

Wir können heute sagen, dass die dezentralisierung ein
erfolgsmodell ist. uns wurde entgegengehalten, dass Leute, die
immer in Heggbach gelebt haben, nicht verpflanzt werden kön-
nen. Fakt ist aber, dass das interesse bei den Menschen mit
behinderung sehr groß war, im rahmen des Projekts „umbau
Komplexeinrichtung“ in Häuser, Wohngemeinschaften oder eine
eigene Wohnung umzuziehen. Heute sagen die Menschen, die
diesen schritt gewagt haben, fast durchweg: Wir wollen nicht
mehr zurück.

Die Wohngruppe Simon

„das war schon was ganz besonderes“, erinnert sich der ehe-
malige Arbeitserzieher Helmut rentschler. 1975 hat er mit sechs
jungen Männern mit behinderung ein Haus in der riedlinger
straße mitten in biberach bezogen. die Wohngemeinschaft
simon war vor 40 Jahren die erste Außenwohngruppe der dama-
ligen Heggbacher einrichtungen.

es ist später nachmittag, die bewohner(innen) der WG
simon kommen von der Arbeit nach Hause. im Garten treffen
sie sich wie jeden Tag zu einer gemütlichen Kaffeerunde und
erzählen. Was sie tagsüber erlebt haben. Was es zum Mittagessen
gab. Wer sie geärgert hat. Worüber sie gelacht haben. Was heute
Abend noch anliegt.

Helmuth nemitz war vor 40 Jahren einer der sechs jungen
Männer, die von den Ordensschwestern der Heggbacher ein-

thema



richtungen für das Projekt Außenwohngruppe ausgesucht wur-
den. erst zwei Jahre zuvor hatte das reformkapitel der Franzis-
kanerinnen von reute beschlossen, die Pflegeanstalt Heggbach
und das Kinderheim st. Maria in ingerkingen zu den Heggba-
cher einrichtungen zusammenzuschließen, zu modernisieren
und die Therapie neuesten wissenschaftlichen erkenntnissen
anzupassen. in den folgenden Jahren entstanden Werkstätten für
behinderte Menschen, neue Wohnheime und zunehmend dezen-
trale Wohngruppen außerhalb Heggbachs. 

Was heute im rahmen der inklusionsdiskussion wie selbst-
verständlich gefordert wird, war damals völlig neu: Menschen
mit behinderung zogen aus weitgehend abgeschlossenen ein-
richtungen mitten in die stadt und lebten dort in Wohngruppen –
die erste war die WG simon. Helmut rentschler erinnert sich
noch gut an die begegnung. „da waren lauter Jungs im Anzug,
mit weißem Hemd und Krawatte. das war damals schon eine
ganz andere situation als heute – von der Kleidung bis zum
erziehungsstil.“ 

Als es mit dem bezug des Hauses in der riedlinger straße
ernst wurde, begann eine für alle beteiligten spannende und auf-
regende Zeit. die jungen Männer waren zwischen 18 und 25 Jah-
re alt und im Kinderheim ingerkingen groß geworden. Außer-
halb der einrichtung etwas zu unternehmen war bis dahin nicht
üblich. und jetzt ging es aus dem behüteten, abgeschotteten
dasein mitten hinein in die große stadt, in ein ganz neues Leben.
es gab so viel zu lernen. einkaufen, kochen, Wäsche waschen.
„Wir haben uns selbst versorgt, vom Frühstück bis zum Abend-
essen und vom Pfannkuchen bis zum braten“, erzählt rent-

schler. Zum Haus gehörte ein Garten, da haben wir Gemüse
angebaut. es gab Hasen und Hähne.“ sie lernten Fahrrad fah-
ren und ski laufen, schwimmen. Jeden sommer fuhren sie mit-
einander in die Ferien, waren etwa mit einem kleinen bus und
einem großen Zelt im damaligen Jugoslawien. Aber auch zu
Hause ging es ihnen gut. „Wir hatten ein ganz, ganz schönes
Verhältnis zu unseren nachbarn“, erinnert sich der Arbeitser-
zieher. „immer wieder brachte uns jemand Obst aus dem Gar-
ten oder einen Kuchen und zu Weihnachten hat man uns ein-
geladen. die bewohner waren schnell integriert.“

so positiv sich das Ganze auch entwickelte, es gab natürlich
auch Verunsicherung. „Wir mussten erst ein Gespür dafür 
entwickeln, wann wir die bewohner allein in die stadt gehen
lassen konnten.“ Während des ersten Jahres war Helmut 
rentschler Tag und nacht in der Wohngruppe. ein Mitarbei-
ter und ein Zivi unterstützten ihn. irgendwann war so viel Ver-
trauen in die Fähigkeiten der bewohner(innen) gewachsen,
dass man sie nachts allein lassen konnte. so ist das bis heute
geblieben. Wolfgang Dürrenberger

Leiter der Begleitenden Dienste des 

Heggbacher Wohnverbunds, St. Elisabeth-Stiftung

Dagmar Brauchle

Freie Mitarbeiterin St. Elisabeth-Stiftung

E-Mail: kommunikation@st-elisabeth-stiftung.de

3 Die Werkstatt und die Teilhabe 
am Arbeitsleben

Perspektiven der Werkstatt für behinderte Menschen

die anerkannte Werkstatt für behinderte Menschen war in den
zurückliegenden Jahrzehnten das Modell der einbindung behin-
derter Menschen in das Arbeitsleben. Mit der regelung des § 54
schwbG hatte der Gesetzgeber im Jahre 1975 die Werkstatt als
„geeignete einrichtung“ bestimmt. in den dann folgenden Jah-
ren sind bundesweit entsprechende einrichtungen entstanden,
in denen überall in deutschland behinderte Menschen einen
Zugang zum Arbeitsleben erhielten. Heute sind über 300.000
Menschen mit behinderung in anerkannten Werkstätten
beschäftigt. 

Mit den genannten regelungen wurde parallel aber auch die
institution Werkstatt gestärkt. der rechtsanspruch auf Aufnah-
me in diese einrichtung und auf ihre Finanzierung, die sozial-
versicherungsrechtliche Absicherung wie auch das Kündigungs-
verbot in § 137 Abs. 2 sGb iX haben den Verbleib der
behinderten Menschen verstetigt, wie aber auch die politisch
gewünschte Überleitung behinderter Menschen in den allgemei-
nen Arbeitsmarkt – wie § 136 Abs. 1 satz 3 sGb iX es als ein Ziel
definiert – in der realität vielfach ins Leere laufen lassen. Mit-
unter wurde aber auch der politische Wille der Werkstattträger
und -leiter(innen) in Frage gestellt, ob diese ernsthaft auf eine
Überleitung (geeigneter) behinderter Menschen hinarbeiten.

thema

Die beiden Bewohner der „WG Simon“ Severin Netzer
(links) und Helmuth Nemitz halten alte Bilder von sich in
die Kamera.
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in den letzten Jahren ist eine Veränderung sowohl in der poli-
tischen Wahrnehmung wie auch der tatsächlichen Aufgabe der
Werkstätten festzustellen. seit über zehn Jahren wirken die Leis-
tungsträger der eingliederungshilfe darauf hin, für behinderte
Menschen neue, alternative Wege auf den Arbeitsmarkt zu öff-
nen. so wurde der Werkstattzugang auf wesentlich behinderte
Menschen beschränkt. die Übergänge aus den schulen wurden
bereits in der startphase einer beruflichen Laufbahn umgesteu-
ert. Mit der einführung der integrationsprojekte in § 132 sGb
iX im Jahr 2001 schuf der Gesetzgeber eine institutionelle Alter-
native auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und verstärkte dies
durch das instrument der unterstützten beschäftigung in § 38a
sGb iX im Jahr 2008. Aber auch die eltern behinderter Men-
schen fordern für ihre Kinder andere Zugänge auf den Arbeits-
markt und suchen Alternativen zur Werkstatt. der Gesetzgeber
will nunmehr auch durch das bundesteilhabegesetz die Zulas-
sung von alternativen Anbietern und das Angebot eines budgets
für Arbeit einführen.
die beschriebenen Maßnahmen haben bereits jetzt schon Aus-
wirkungen auf die anerkannte Werkstatt: die Klientel der Werk-
stattbeschäftigten verändert sich. Viele behinderte Menschen
erreichen heute nicht mehr die Werkstatt, sondern werden
bereits im Vorfeld ihrer beruflichen Laufbahn in andere ein-
richtungen oder mit anderen unterstützungsstrukturen auf den
Arbeitsmarkt vermittelt. Zugleich nimmt die schwere der
behinderung und somit auch der unterstützungs- und begleit-
bedarf derer, die in den Werkstätten sind beziehungsweise die
neu hinzukommen, deutlich zu. eine weitere Folge: Während auf
der einen seite das Leistungsvermögen der Werkstattbeschäf-
tigten sinkt, steigt auf der anderen seite der betreuungsaufwand.
das hat deutliche Konsequenzen für das Konzept der Werkstät-
ten, für die Anforderungen an die fachliche Arbeit der Mitar-
beitenden wie aber auch für die Fähigkeit der beteiligung an Pro-
duktionsprozessen und für die erwartung, ein ausreichendes
Arbeitsergebnis zu erwirtschaften und den Werkstattbeschäftig-
ten adäquate entgelte zu zahlen.

es gibt unterschiedliche Ansätze, auf diese entwicklung zu
reagieren: Je leistungs- und produktionsorientierter eine Werk-
statt aufgestellt und je höher der Anteil des finanziellen Gesamt-
aufwandes ist, den die Werkstatt aus den „wirtschaftlichen Pro-
zessen“ erwirtschaftet, desto deutlicher wird eine Ausweitung

des aufzunehmenden Personenkreises gefordert; dies auch mit
dem Ziel, das Produktionsgeschehen abzusichern und die not-
wendigen Arbeitsergebnisse zu erreichen.

Je stärker eine Werkstatt auf ein rehabilitationskonzept
gesetzt hat und je mehr die Kompetenzvermittlung, unterstüt-
zung, begleitung, Hilfestellung und Überleitung auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt im Vordergrund stehen, desto stärker wird
ein Festhalten am bisherigen Konzept und eher ein Zurückge-
hen auf die ursprüngliche Werkstattidee gefordert.

der streit über den richtigen Weg wird derzeit geführt. dabei
ist festzuhalten, dass sowohl der Gesetzgeber wie aber auch bun-
des- und Landespolitiker(innen) betonen, dass sie auf den erhalt
der anerkannten Werkstätte setzen und ein Wegfall dieser ein-
richtung nicht geplant sei. nicht eindeutig ist allerdings, welchem
Konzept sie dabei den Vorrang einräumen. Wenn es keine ein-
deutige politische Festlegung gibt, wird sich die entwicklung
durch die Praxis ergeben. Allerdings werden dann ausbleibende
Korrekturen und Klarstellungen aufseiten des Gesetzgebers die
Finanzierbarkeit des Werkstattgeschehens deutlich belasten.

Zu nennen ist auf der seite der beteiligung an wirtschaftli-
chen Prozessen auch die geänderte, kritische bewertung des
umsatzsteuerprivilegs der Werkstätten von der Finanzverwal-
tung. in dem Maße, wie der rehabilitative Auftrag sich im Hand-
lungsgeschehen der Werkstätten nicht mehr prägend wiederfin-
det, sondern eine parallele konkurrierende Mitwirkung der
Werkstätten am Markt (unter einbindung behinderter Men-
schen) im Vordergrund steht, ist dieses Privileg kaum mehr zu
begründen. Parallel wird zunehmend die Frage gestellt, warum
die Werkstätten ihre Leistungsfähigkeit betonen, im Alltag auch
die Leistungsfähigkeit der behinderten Menschen einfordern, sie
diese dann aber nicht auf der Grundlage eines Arbeitsvertrages
beschäftigen. 

Auf der anderen seite fehlt es an einer diskussion über den
angemessenen Anleitungs-, unterstützungs- und betreuungs-
aufwand für den heutigen und vor allem den neu hinzukom-
menden Personenkreis, über dessen Konsequenzen und über
dessen Finanzierung. Waren in den Gründungsjahren der Werk-
stätten Menschen mit Trisomie 21 die vorherrschende nutzer-
gruppe, so verschiebt sich bei vielen Werkstätten die Aufnahme-
praxis hin zu schwerstbehinderten Menschen mit komplexen
begleitbedarfen wie auch zu Personen mit herausforderndem
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Verhalten und massiven störungen im sozial-emotionalen
bereich. Oft steht dabei als erstes rehabilitationsziel, diese zu
befähigen, überhaupt in die Werkstatt zu kommen und dort
regelmäßig tätig zu sein. dabei stellt sich zunehmend die Frage,
ob und wie wirtschaftliche Arbeitsergebnisse erreicht werden,
um allen Werkstattbeschäftigen den Grundbetrag zahlen zu kön-
nen. 

in den bundesländern laufen die entwicklungen der Werk-
stätten und in deren Folge ihre Handlungskonzepte derzeit in
verschiedene richtungen und deutlich auseinander. in der Kon-
kurrenz zu anderen Anbietern, zu integrationsfirmen und zu
unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes, die behinderte
Menschen einstellen, wird sich die Werkstatt nicht durchsetzen.
Ohne bewusste neupositionierung wird sie ihre rolle und ihre
Aufgabe in der Habilitation und rehabilitation verlieren. eine
besinnung auf den Kernauftrag des § 136 sGb iX und eine kla-
re Abgrenzung zu den Handlungslinien der unternehmen des
allgemeinen Arbeitsmarktes tut not. Bernward Jacobs

Geschäftsführer der Stift Tilbeck GmbH

Kontakt: jacobs.b@stift-tilbeck.de

Aus dem Verband

3 Fachtagung: Der achtsame Blick 
auf den Menschen

„die rote Kappe meines bruders ist mein erinnerungsstück an
ihn.“ der österreichische Theologe Paul M. Zulehner hat, wie er
selbst sagt, „familiäre inklusion“ praktiziert. sein älterer bruder
mit einer mittelschweren geistigen behinderung lebte bis ins
hohe Alter in der Familie von Zulehner. nachdem der bruder
sein Zeitgefühl verloren hatte, wurde seine betreuung schwierig,
die inklusion stieß an ihre Grenzen. die Angehörigen waren
mehr und mehr überfordert und der bruder kam gegen ende sei-
nes Lebens in ein Altenheim. Während Paul M. Zulehner die
Geschichte seines bruders erzählt, trägt er würdevoll die rote
Kappe. Zulehner, seit 2008 emeritierter Professor der universi-
tät Wien, machte den Auftakt der dreitägigen CbP-Fachtagung
„der achtsame blick auf den Menschen. Personenzentrierung in
einrichtungen und diensten“, die mit 150 Teilnehmer(inne)n
vom 22. bis 24. september 2015 in Freiburg stattfand.

„institution und Personenzentrierung sind falsche Gegensät-
ze“, so Paul M. Zulehner in seinem einführungsvortrag. institu-
tionen seien nötig, weil mit ihnen das Leben nicht jeden Tag neu
erfunden werden müsse. institutionen seien organisiert, Vor -
hersehbarkeit sei gesichert. die Frage sei nicht, ob wir institu-
tionen brauchten, sondern ob sie gut, ob sie dienstleistungsfähig
zugunsten der Menschen seien. 

dieser blick auf das Verständnis von institutionen hat den
Geschäftsführer des Landesverbandes Psychiatrie-erfahrener
baden-Württembergs rainer Höflacher aufhorchen lassen. er

stand institutionen bisher eher ablehnend gegenüber. rainer
Höflacher, barbara Vieweg von der interessensvertretung
selbstbestimmt Leben und der sprecher des CbP-Angehöri-
genbeirates Gerold Abrahamczik schilderten in der anschlie-
ßenden, von Thorsten Hinz (CbP-Geschäftsführer) moderierten
Gesprächsrunde ihre erwartungen an personenzentrierte Hil-
fen. Vieweg forderte grundlegende Veränderungen der einrich-
tungen. sie müssten sich verkleinern, um Personenzentrierung
ermöglichen zu können. sie kritisierte nicht nur die großen
Wohnheime, sondern auch die großen Werkstätten für Menschen
mit behinderung. sie forderte die Werkstätten auf, den Über-
gang in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu erleichtern. Vieweg
und Höflacher befürworteten beide das Persönliche budget als
instrument der Personenzentrierung. Gleichzeitig müsse es viel-
fältige Angebote geben, damit der Mensch wirklich eine Wahl
habe. Gerold Abrahamczik, der selbst Vater eines schwerbehin-
derten jungen Mannes ist, vertrat die Personengruppe mit
hohem unterstützungsbedarf und betonte die notwendigkeit
von stationären einrichtungen und deren beschützenden rah-
men. Aber auch er stellte den Wunsch und den Willen des betrof-
fenen, wie er leben und arbeiten möchte, in den Vordergrund:
„das ist aber auch in stationären einrichtungen möglich“, so
Abrahamczik. Von der Politik erwarte Abrahamczik ein moder-
nes Teilhaberecht mit den nötigen finanziellen Mitteln.

die Hoffnung auf die baldige umsetzung eines bundesteil-
habegesetzes dämpfte Peter Gitschmann, Leiter der Abteilung
rehabilitation und Teilhabe in der behörde für Arbeit, soziales,
Familie und integration, Hamburg, und stellvertretender Vorsit-
zender der bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger
der sozialhilfe. der für Herbst angekündigte referentenentwurf

Paul M. Zulehner trägt die rote Kappe in Erinnerung an
seinen verstorbenen Bruder. 
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würde in diesem Jahr nicht mehr kommen und die Zusage über
die bundesbeteiligung in Höhe von fünf Milliarden euro wurde
zurückgenommen, so Gitschmann. Auch würde es kein vom
bund finanziertes Teilhabegeld (660 euro pauschal) geben, das
aus seiner sicht den Menschen mehr eigenständigkeit gegeben
hätte. 

sebastian Tenbergen, bundesverband für körper- und mehr-
fachbehinderte Menschen, düsseldorf, betonte in seinem Vor-
trag das Wunsch- und Wahlrecht für Menschen mit behinderung.
sie sollten sich für Wohnformen entscheiden dürfen, die sich
nicht von denen nichtbehinderter unterscheiden. Tenbergen
beklagte, dass Menschen mit hohem unterstützungsbedarf im
ambulanten bereich keine Chancen hätten. ein wichtiges instru-
ment für die umsetzung des personenzentrierten Ansatzes sei
beratung und begleitung, dadurch könnten Wünsche der Men-
schen auf eine realistische Grundlage gestellt werden. der
gegenwärtig geltende Mehrkostenvorbehalt ermögliche jedoch
kein wirkliches Wunsch- und Wahlrecht. Tenbergen forderte
daher klare und gesetzliche regelungen, um nicht auf den
„Goodwill“ der Leistungsträger oder der Auslegung der un-
behindertenrechtskonvention angewiesen zu sein.

eine Vielzahl von vertiefenden und praxisorientierten semi-
naren und Workshops wurden den Teilnehmenden angeboten.
Lothar Flemming vom Landschaftsverband rheinland, Köln,
machte in seinem seminar deutlich, vor welchen Herausforde-
rungen die Leistungsträger der eingliederungshilfe und die Leis-
tungserbringer gemeinsam stehen. das mäeutische Pflege- und
betreuungsmodell, das Andrea Jandt vom st. Marienhaus Frei-
burg vorstellte und erfahrbar machte, stellte den achtsamen
umgang mit sich selbst und anderen in den Mittelpunkt. in

einem weiteren Workshop berichteten Teilnehmer(innen) der
Lokalen Teilhabekreise (LTK) Villingen-schwenningen und
bad dürrheim von ihren erfolgen in der Gemeinde: bad dürr-
heim wurde durch das engagement der LTKs mehr und mehr
barrierefrei, in schulen werben die LTKs für das gemeinsame
Lernen von Kindern mit und ohne behinderung.

die Anwendung der internationalen Klassifikation der
 Funktionsfähigkeit, behinderung und Gesundheit (iCF) in der
individuellen Teilhabeplanung beschrieb eva Maria-Keßler
(transfer – unternehmen für soziale innovation) in ihrem
abschließenden Vortrag. Keßler machte Mut: „es kann nicht
schiefgehen, es kann sich nur anders entwickeln als geplant.“
daher ihr Votum: „einfach probieren!“

die einzelnen beiträge sind dokumentiert auf:
www.cbp.caritas.de/dokumentationen Corinna Lerbs

CBP-Fachreferentin

Kontakt: corinna.lerbs@caritas.de

3 AAL-Forum in Frankfurt

im Zentrum des AAL-Forums am 7. Oktober in Frankfurt/Main
stand die Vorstellung von „Ambient Assisted Living“-Modellen
zur Verbesserung der gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen
mit behinderung. die digitalisierung und Technisierung der
Gesellschaft schreitet immer schneller voran. Ob smartphones,
Tablet-PCs oder intelligente Kühlschränke und Waschmaschi-
nen, die aus der Ferne gesteuert werden können – der umgang
mit digitalen Techniken und Medien ist allgegenwärtig. die
 digitalisierte Welt gewinnt auch für Menschen mit behinderung
zunehmend an bedeutung und stellt sie vor Herausforderungen.
in den einrichtungen und diensten müssen Zugänge zu mo -
dernen Technologien geschaffen werden, um Menschen mit
behinderung ein selbstbestimmtes und unabhängiges Leben zu
ermöglichen. die Vermittlung von digitaler und technischer
Kompetenz gilt als eine Voraussetzung für soziale Teilhabe. Mit
der digitalisierung wird ein Kulturwandel angestoßen, den alle
beteiligten Akteure mitgestalten müssen. 

Auf diesen Wandel und die damit verbundenen Chancen und
Perspektiven richtete   Hubert soyer, geschäftsführender Vor-
stand des CbP, den Fokus bei seiner eröffnungsrede. Anwesend
waren 75 Teilnehmer(innen), Menschen mit behinderung, Ver-
treter der Träger von einrichtungen und diensten der einglie-
derungshilfe und Psychiatrie, einrichtungsleiter(innen) und
Fachkräfte.

Katja Werner, AAL-Projektkoordinatorin im CbP, infor-
mierte die Teilnehmer(innen) über einzelne schritte, entwick-
lungen und erste ergebnisse im dreijährigen-Projekt „Ambient
Assisted Living-Modelle zur Verbesserung der gesellschaftli-
chen Teilhabe von Menschen mit behinderung“, das zum 1. sep-
tember 2014 gestartet ist. derzeit werden sämtliche Vorberei-
tungen für die Testphase getroffen, in der Menschen mit

Holger Heering und Irene Bergob erzählen, was sie mit
den lokalen Teilhabekreisen schon alles erreicht haben. 
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behinderung circa ein Jahr lang konkrete Technologien erpro-
ben und nutzen werden. 

in den Mittelpunkt treten damit die unterschiedlichsten
Herausforderungen, die mit dem einsatz von assistiven Techno-
logien einhergehen und die sich sowohl an Träger von einrich-
tungen, Fachkräfte sowie an Menschen mit behinderung rich-
ten. Für den Technologieeinsatz muss von den Trägern die
technische und digitale infrastruktur geschaffen beziehungs-
weise bereitgestellt werden. die Mitarbeiter(innen) der ein-
richtungen und dienste müssen für den umgang mit den Tech-
nologien geschult werden, so dass Kompetenzen an die
Klient(inn)en weitergegeben werden können.

Veranschaulicht an seiner eigenen biografie zeichnete
Patrick Oeffner, unternehmer (Gripability, Freiensteinau) und
entwickler des Greifarmes, die Fortschritte von technischen
Assistenzsystemen und die damit verbundenen Chancen der
inklusion nach. durch die nutzung von Technologien können
Fähigkeiten und Motivationen ganz neu entfaltet werden. 

der Frage, wie ein sozialunternehmen die Anforderungen
des datenschutzes einhalten und gleichzeitig Zugangsmöglich-
keiten für seine Kund(inn)en schaffen kann, widmete sich Tho-
mas Althammer, Wirtschaftsinformatiker und berater für
datenschutz, iT-sicherheit und Compliance der Firma Altham-
mer & Kill, burgwedel. die datenerhebung muss an einen
Zweck gebunden sein, der vorab definiert werden muss. schließ-
lich müssen die selbstbestimmungsrechte der nutzer(innen)
gewahrt werden. deren persönliche einwilligung vor der daten-
erhebung nimmt dabei einen zentralen stellenwert ein. um die
technischen Assistenzsysteme, ihre Funktionen und einsatz-

möglichkeiten kennenzulernen, wurden ausgewählte Produkte
und systeme im Plenum von einzelnen unternehmern und Wis-
senschaftsinstituten vorgestellt. die Technologien können vor
allem in den bereichen Kommunikation, Mobilität und Woh-
nen angewendet werden und zu einer Verbesserung der
Lebenssituation beitragen. Viele dieser systeme wurden im
Kontext der senioren- und Altenhilfe konzipiert, bieten aber
auch grundlegende Anknüpfungspunkte für Menschen mit
behin derung.
n das system „Paul“ von der Firma Cibek bietet eine multi-

funktionale Lösung zur Vereinfachung der Kommunikation,
zur erhöhung der sicherheit und des Komforts.

n Mit dem Mobilitätsassistenten „Moveas“ in Form einer Arm-
banduhr von Mastersolution können sich Personen nach
Hause navigieren lassen und im notfall einen notruf absen-
den.

n die „x.hand“ des unternehmens Gripability ermöglicht als
aktive und mobile Greifhilfe die adaptive Gestaltung des
Arbeitsplatzes sowie die erledigung alltäglicher Aufgaben
für Menschen mit körperlicher behinderung. 

n Mit der sensortechnologie „vergissmeinnicht“ präsentierte
das unternehmen 3Fish Media Management ein system, wel-
ches die sicherheit im eigenen Wohnumfeld erhöhen soll,
indem im notfall ein Alarmsignal an betreuer(innen), Ange-
hörige oder soziale dienste gesendet wird.

n Mit „Cabito“ wurde von der Caritas Augsburg betriebsträger
(CAb) gGmbH ein barrierefreies informationssystem vorge-
stellt, das sich an unterschiedliche bedürfnisse von Menschen
mit behinderung anpassen lässt und die selbstständige
beschaffung von informationen ermöglicht.

in einzelnen Workshops wurden für die bereiche Kommunika-
tion, Mobilität und Wohnen gemeinsam Anwendungsbeispiele,
bedingungen und Herausforderungen diskutiert, die an den ein-
satz von Technologien geknüpft sind. die Veranstaltung bot
einen rahmen für die Auseinandersetzung mit technischen
Assistenzsystemen, veranschaulichte einsatzmöglichkeiten und
vermittelte Handlungsempfehlungen bei der umsetzung von
technischen Lösungen in der Praxis. in seinem Fazit hielt Thors-
ten Hinz (CbP) folgende Themen und Herausforderungen im
umgang mit AAL fest:
1. das Thema „Ambient Assisted Living“ ist derzeit noch ein

randthema in der behindertenhilfe und behindertenpolitik.
das muss sich ändern, um auch Handlungs- und Finanzie-
rungsoptionen jenseits des Hilfsmittelkatalogs zu realisieren.

2. das Thema AAL und dessen umsetzung braucht eine enge
Kommunikation und Kooperation zwischen den Fachfeldern
Altenhilfe und behindertenhilfe.

3. die rechtlichen Voraussetzungen im bereich AAL sind groß
– im Mittelpunkt müssen die Persönlichkeits- und schutz-
rechte des einzelnen stehen. sicherheits- und Teilhaberechte
müssen mit diesen in einklang gebracht werden.

verband

Der Entwickler Patrick Oeffner stellt die technische
Greifhilfe vor. 
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4. Träger der einrichtungen und dienste sind schon heute auf-
gefordert, assistive Technologien zu erproben und deren
Zugänglichkeit zu ermöglichen. dies kann in Modellprojekten
geschehen, für die auch die Aktion Mensch oder andere dritt-
mittelgeber Finanzierungen bereitstellen.

5. AAL soll zur Verbesserung von Teilhabe und selbstbestim-
mung von Menschen mit behinderung beitragen. das setzt
voraus, dass Menschen mit behinderung von Anfang an in die
Planung, entwicklung und Gestaltung von AAL-systemen
eingebunden sein müssen. Katja Werner

AAL-Projektkoordinatorin

Kontakt: katja.werner@caritas.de

3 Fachgespräch „Herausforderung
Vergaberecht“ 

expert(inn)en des bundesozialgerichts und Vertreter(innen) der
Fachverbände, der spitzenverbände und bundesarbeitsgemein-
schaften haben sich am 9. september 2015 zum Fachgespräch zur
reform des Vergaberechts in Kassel getroffen. in den reihen der
Fachverbände für Menschen mit behinderung geht im Kontext
der debatten um das bevorstehende bundesteilhabegesetz die
große sorge um, dass durch das zeitgleich diskutierte Vergabe-
modernisierungsgesetz tiefgreifende Änderungen in der erbrin-
gung von sozialleistungen anstehen. diese könnten, so die
befürchtung, das sozialrechtliche dreieck und damit vor allem
die Qualität der Leistungen wie auch die Wunsch- und Wahl-
rechte von Klient(inn)en gefährden. Während der referenten-
entwurf zum Vergabemodernisierungsgesetz bereits seit som-
mer 2015 vorliegt, lässt das bundesteilhabegesetz noch bis
Frühjahr 2016 auf sich warten. beide Gesetzesverfahren werden
sich auf die Leistungsanbieter auswirken.

An dem von Thorsten Hinz (CbP) moderierten Fachtag wur-
de das Thema Vergaberecht im Kontext der künftigen umset-
zung des Vergabemodernisierungsgesetzes und implikationen
für das sozialrecht, insbesondere die Leistungen für Menschen
mit behinderung, umfangreich besprochen. Wolfgang eicher,
richter am bundessozialgericht, hat die bisherige rechtspre-
chung zum Vergaberecht und die relevanz des Vergaberechts für
die Leistungen für Menschen mit behinderung erörtert. Aus
sicht der Verbände der freien Wohlfahrtspflege hat Friederike
Mußgnug (diakonie) die stellungnahme zum Vergabemoderni-
sierungsgesetz der bAGFW ausführlich dargestellt. Mit einem
beitrag von Janina bessenich (CbP) wurde auf die möglichen
Auswirkungen auf die Teilhabeleistungen für Menschen mit
behinderung hingewiesen. 

im Anschluss an die Veranstaltung haben die Fachverbände
für Menschen mit behinderung eine stellungnahme zum Verga-
bemodernisierungsgesetz veröffentlicht und an alle bundestags-
abgeordneten verschickt. in dieser stellungnahme vom 28. sep-
tember 20151 äußern die Fachverbände ihre sorge, dass bei der

aktuellen reform des deutschen Vergaberechts und der umset-
zung der entsprechenden eu-richtlinien die Teilhabeleistungen
für Menschen mit behinderung zukünftig ausgeschrieben wer-
den können.

die zugrundliegenden eu-Vergaberichtlinien ermöglichen
es, den bereich der Leistungen der rehabilitation und Teilhabe
als grundgesetzlich der Fürsorge zugeordneten bereich von der
Anwendung des Vergaberechts gänzlich auszunehmen. damit
würden das Wunsch- und Wahlrecht der Menschen mit behin-
derung bestätigt und verlässliche und dauerhafte unterstüt-
zungsstrukturen ermöglicht werden. der Gesetzgeber sollte
nach Auffassung der Fachverbände dem eindruck entgegenwir-
ken, dass durch die neuen regelungen die Zulässigkeit von
öffentlichen Ausschreibungen erweitert werden soll. es sei nicht
das eu-recht, das öffentliche Ausschreibungen für soziale Leis-
tungen verlange, sondern es seien die entsprechenden regelun-
gen des deutschen Gesetzgebers. jb

Anmerkung

1. www.cbp.caritas.de/positionen

3 Umfrage zu lokalen Teilhabekreisen

im August 2007 startete die CbP-initiative „Am Leben in der
Gemeinde teilhaben“ mit der Gründung des ersten lokalen Teil-
habekreises (LTK). im Frühjahr 2015 hat der CbP eine umfra-
ge zu den aktuellen Aktivitäten der lokalen Teilhabekreise orga-
nisiert, um herauszufinden, wie viele lokale Teilhabekreise heute
noch aktiv sind und welche Ziele sie erreicht haben. bis heute
gibt es bundesweit 29 Teilhabekreise von 13 Caritas-Trägern. ein
leichter rückgang wird hier erkennbar, denn in den Anfängen
des Projektes waren 40 Teilhabekreise aktiv. 

Fast alle Teilhabekreise (27 von 29) haben erreicht, dass Men-
schen mit und ohne behinderung in der Gemeinde Kontakt
haben und dass sie bei Festen und Veranstaltungen im stadtteil
mitmachen. Knapp die Hälfte der Teilhabekreise (zwölf) geben
an, lokalpolitische entscheidungen beeinflusst zu haben. neun
Teilhabekreise haben Kontakt zum behindertenbeauftragten
aufgebaut und 25 haben Kontakte zu Lokalpolitiker(inne)n.
Weitere erreichte Ziele wurden benannt wie beispielsweise der
Aufbau von Kontakten zu schulen, die Förderung der baulichen
barrierefreiheit sowie des inklusionsprozesses durch aktive Mit-
gliedschaften in Vereinen. ein weiteres genanntes Ziel ist, dass
die Menschen mit Handicap ihre ressourcen kennenlernen und
dadurch ihr selbstbewusstsein stärken. 25 Teilhabekreise geben
an, dass die Lokalpresse über ihr engagement berichtet.

nach unterstützung gefragt, antworteten die 29 Teilhabe-
kreise recht unterschiedlich: Manche benötigen derzeit keine, die
meisten jedoch könnten unterstützung bei der Gewinnung von
ehrenamtlichen, bei der Finanzierung, bei der Assistenz von
Menschen mit behinderung sowie bei der Öffentlichkeitsarbeit
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gebrauchen. Konkret gewünscht wurden eine Homepage, auf
der sich alle LTKs präsentieren können, sowie ein bundesweites
Austauschtreffen. 

es gab einige rückmeldungen von Mitgliedern mit ähnlichen
Angeboten wie denen der LTKs. Wir haben in der Auswertung
jedoch nur diejenigen Fragebögen berücksichtigt, die das Kon-
zept der lokalen Teilhabekreise umsetzen und sich als Teilhabe-
kreis bezeichnen. der CbP dankt allen Mitgliedern, die durch
ihre beteiligung an der Abfrage wichtige Hinweise für die wei-
tere begleitung der Teilhabekreise gegeben haben. der CbP-
Ausschuss soziale Teilhabe wird die Anregungen und unter-
stützungsmöglichkeiten in seiner nächsten sitzung beraten. cl

Aktuell

3 Ein ehemaliger Heimbewohner 
erzählt

der bus hielt vor dem brandenburger Tor. Zu Fuß ging es wei-
ter die Wilhelmstraße entlang. die Anspannung war groß. erwin
Klatt konzentrierte sich ganz auf den untergrund des bürger-
steiges, um nicht zu stolpern. seine große sorge: „Hoffentlich
nehmen die mich nicht auseinander! Hoffentlich muss ich nicht
alles erzählen.“ erwin Klatt nahm diese Anstrengung auf sich,
weil er kämpfen wollte für sich und seine Freunde. er wollte die
Anerkennung des ihm zugefügten Leids während seiner Kinder-
und Jugendzeit im st. Vincenzstift Aulhausen. 

sein Kollege hatte eine Anerkennung seines erlittenen
unrechts erfahren, er nicht. dabei lebten sie auf derselben
Gruppe und hatten dieselben schlimmen, bis heute hin nach-
wirkenden erfahrungen von schlägen und Übergriffen erfahren.
das geht ihm jetzt durch den Kopf, auf dem Weg zum Fachge-
spräch „Hilfen für Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in
der Zeit von 1949 bis 1975 (bundesrepublik deutschland) und
von 1949 bis 1990 (ddr) in einrichtungen der behindertenhil-
fe beziehungsweise stationären psychiatrischen einrichtungen
unrecht und Leid erfahren haben“ in berlin im Ministerium für
Arbeit und soziales am 7. Juli 2015.

„Was können sie uns mit auf den Weg geben?“, fragte eine
Mitarbeiterin aus der Arbeitsgruppe die betroffenen. erwin
Klatt erzählte von sich, von seiner Arbeit, davon, dass er oft aus
dem unterricht geholt wurde und stattdessen zu arbeiten hatte.
Lohn hatte er dafür nicht bekommen, erst als er in die Werkstatt
integriert wurde. im Tiefbau, im Hausbau und in der Landwirt-
schaft arbeitete er. in seiner Akte stand 1960: „er arbeitete wie
ein normaler!“ Auf diesen satz war erwin Klatt stolz. 

er zeigte ein buch, es enthielt die studie über die geschicht-
liche Aufarbeitung der situation durch die ehemaligen Heim-
kinder. „das habe ich auch erlebt – alles!“ dann hielt er eine
dVd hoch. „Auf die dVd ist alles aufgenommen!“ dann zeig-
te er seinen Ablehnungsbescheid. er wollte Gerechtigkeit.

bereits in seiner Akte wird von einem ausgesprochenen sinn für
Gerechtigkeit berichtet. der ließ ihn durchhalten. Als Letztes
zeigte er eine persönliche stellungnahme. sie endete damit, dass
er nackt auf dem kalten steinboden im Flur stehen musste und
dann verprügelt wurde. „es wäre mir eine Genugtuung“, ergänz-
te er, „wenn ich eine entschädigung bekomme.“ seine oben
genannten mitgebrachten dokumente gab er – stolz – der rei-
he nach und einzeln an die die sitzung leitende Person ab. Trä-
nen standen in seinen Augen. nach der Übergabe seiner schrift-
stücke fühlte er sich sicherer. er wollte etwas von dem  vielen
Leid abgeben, das er zu tragen hatte. er wollte, dass ihm Gerech-
tigkeit widerfährt. die Form der entschädigung selbst war für
ihn zweitrangig geworden. 

dann folgte eine diskussion um Maßnahmen. erwin Klatt
hörte von rentenersatzleistungen, einem niederschwelligen
Zugang zur Anerkennung des Leids, verbunden mit einer ent-
schädigung. eine Person des Vertrauens sollte einen solchen
Antrag stellen können. es reiche, wenn eine Person glaubhaft
versichere, sie habe das erlebt. er staunte: Aus dem abgeschlos-
senen Fonds der ehemaligen Heimkinder aus der erziehungs-
hilfe wurde festgehalten, dass es keinen Fall gab, in dem eine
erzählung sich bei einer Überprüfung als falsch herausgestellt
hatte. seine begleiter dachten: Wie kann man angesichts so viel-
fältiger schicksale Kriterien für eine Zugangsberechtigung fin-
den, reicht da nicht eine Aufenthaltsbescheinigung? es muss
Vertrauen und nicht Misstrauen herrschen, sonst werden die
betroffenen erneut traumatisiert. Gerade diese Menschen lei-
den darunter, dass sie oft nicht genügend selbstvertrauen ent-
wickeln konnten und lieber eine situation vermeiden, als sich
Misstrauen auszusetzen. diese erfahrung von Abhängigkeit
 verstärke sich im Alter, wenn sich die erfahrene unselbststän-
digkeit erneut einstellt. der satz „Folgeschäden müssten belegt
werden“ wühlte auf.

erwin Klatt erinnerte sich an eine Kollegin. sie hatte die
nazizeit überlebt. damals galt sie als „nicht arbeitsfähig“ und
sollte nach Hadamar ins Vernichtungslager gebracht werden. sie
sprang vom Lastwagen und entkam. seitdem machte sie einen
großen bogen um Ärzte. nach dem Krieg kehrte sie wie Klatt in
die einrichtung zurück. Alle Krankheiten stand sie ohne ein
Wort durch bis zu dem Tag, als sie mit dem notarztwagen zum
Krankenhaus gefahren wurde. sie hatte sich so lange zusam-
mengerissen, bis Krankheit und schmerzen sie überwältigt hat-
ten. Jede Hilfe kam zu spät. Auf dem OP-Tisch verstarb sie. eine
spätfolge, die erst mit dem Tod deutlich wurde.

die beweislast der Glaubwürdigkeit kann nicht beim betrof-
fenen liegen. Klatt war zufrieden über diese einschätzung. Wer
Gerechtigkeit will, muss viele Fragen beantworten können.
erwin Klatt nickte immer wieder mit dem Kopf. einen Teil der
Vorschläge konnte er nur mit Hilfe von erklärungen verstehen.
er spürte das ernsthafte bemühen um Lösungen. Was ist den
Menschen zu sagen, die mit Hilfe des neuen Fonds womöglich

verband



CBP – Info 4 • November 2015

unter anderen Gesichtspunkten entschädigt werden würden als
jene aus dem Fonds „Heimerziehung in der bundesrepublik in
den Jahren 1949 bis 1975“? Geht es um Anerkennung des erlit-
tenen unrechts oder um Geld? 

erwin Klatt mischte sich immer wieder ein. er machte auf sei-
ne fehlerhafte diagnose aufmerksam, die damit begründet wur-
de, dass er nicht allein leben könne. er lebt jetzt fast drei Jahre
im betreuten Wohnen und kommt mit wenig Hilfe aus. er frag-
te nach der diskussion zurück: Können eigentlich Arbeitslose
oder sozialhilfeempfänger aus eigener Kraft leben? Wohl nicht?
Gelten sie dann auch als geistig behindert?

Mitte August soll die Arbeitsgruppe die Vorlage für die ein-
richtung des Fonds fertiggestellt haben. Klatt hofft sehr, dass alle
mitmachen – die Länder, die Kirchen, die Verbände, die ein-
richtungen, die bundesregierung. 

Als erwin Klatt das Fachgespräch verließ, war er sichtlich
erleichtert. er wollte noch ein Foto machen. er stellte sich neben
dem schild des Ministeriums auf. stolz, müde, abgekämpft, aber
froh. er war froh darüber, dass er nicht sein ganzes Leben erzäh-
len musste, sondern die wenigen ausgewählten ereignisse genügt
hatten. Erwin Klatt und Dr. Christoph Beuers

Sankt Vincenzstift gGmH, Rüdesheim 

Kontakt: c.beuers@st-vincenzstift.de

3 Neues Internetangebot 
zum Blindengeld 

Enorme Unterschiede zwischen den Bundesländern

blindsein ist überall in deutschland gleich – nicht aber die Höhe
des blindengeldes. um auf diesen Missstand hinzuweisen, 

startete der deutsche blinden- und sehbehindertenverband
(dbsV) ein neues info-Angebot. unter http://blindengeld.
dbsv.org wird mit einem Klick deutlich, wie unterschiedlich die
einzelnen bundesländer ihre blindengeldleistungen gestalten.
so bedeutet zum beispiel ein umzug von Hessen nach Thürin-
gen eine Kürzung der monatlichen unterstützung um mehr als
50 Prozent. das blindengeld ist die wichtigste Leistung für blin-
de Menschen in deutschland – und doch wurde es landauf, land-
ab immer wieder gekürzt und beispielsweise in niedersachsen
für zwei Jahre sogar komplett gestrichen. Auch diese entwick-
lung wird auf der internetseite in übersichtlichen Grafiken
gezeigt. Volker Lenk

Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband 

Kontakt: v.lenk@dbsv.org

3KKVD-Sozialpreis 2015 geht an
Projekt für geistig Behinderte 

bereits heute praktizieren katholische Krankenhäuser strate-
gien, um sich den Veränderungen und den damit häufig einher-
gehenden Ausdünnungserscheinungen zu stellen. um ihr 
en gagement, ihre ideen und ihre innovationskraft zu würdigen,
hat der Katholische Krankenhausverband deutschlands 
den KKVd-sozialpreis 2015 „stadt. Land. Klinik. regionale
Gesundheitsversorgung im Wandel“ ausgeschrieben. Gewinner
des mit 5000 euro dotierten Preises ist das st. Marien-Hospital
Friesoythe mit seinem Projekt „Verbesserung der Versorgung
und situation von Menschen mit geistigen behinderungen“. das
Marien-Hospital will die situation von Menschen mit geistigen
behinderungen während eines Klinikaufenthaltes optimieren.
schon einfache Mittel helfen, etwa wenn eine Vertrauensperson
begleitend zur seite steht. in Kooperation mit stationären Wohn-
einrichtungen des Caritas-Vereins Altenoythe hat das st. Mari-
en-Hospital Verfahrensabläufe erarbeitet, die adäquat auf die
bedürfnisse der betroffenen eingehen, sicherheit und Vertrau-
en schaffen. die nähe zum Wohnort zu wahren sowie vorhan-
dene Hilfen und Kontakte im ländlichen raum einzubeziehen
bildete weitere Maßgaben der initiative. cl

3 Wahl-O-Mat künftig in 
leichter Sprache 

die bundesregierung plant, den Wahl-O-Mat künftig auch in
leichter sprache und in Gebärdensprache anzubieten. das
schreibt sie in ihrer Antwort (18/5612) auf eine Kleine Anfrage
(18/5467) der Fraktion bündnis 90/die Grünen. die Planungen
sähen vor, bis zur nächsten Landtagswahl im Frühjahr 2016 die
sprachlichen und technischen Voraussetzungen zu prüfen und
mit den Fokusgruppen zu testen, heißt es in der Antwort weiter.
darin betont die bundesregierung auch, dass es ihr erklärtes Ziel

aktuell
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Erleichtert nach der Anhörung: Erwin Klatt (li.) mit
Christoph Beuers.

Fo
to

: 
H

ei
ke

 B
eu

er
s



14 CBP – Info 4 • November 2015

sei, die beteiligung von Organisationen von Menschen mit
behinderungen an den entscheidungsprozessen auf bundespo-
litischer ebene nachhaltig zu fördern. bereits heute würden
zahlreiche Projekte finanziell unterstützt. Auch eine gesetzliche
Verankerung der finanziellen Förderung der politischen Teilha-
be dieser Organisationen werde im rahmen der novellierung
des behindertengleichstellungsgesetzes (bGG) geprüft, schreibt
die regierung. jb

Menschen im Verband

3 Karin Bumann ist neue
Referatsleiterin im DCV

Von 2000 bis 2010 war ich bei
der stiftung Liebenau in süd-
deutschland tätig. Hier habe
ich ein studium der sozial-
wirtschaft an der dualen
Hochschule baden-Württem-
berg in Ko operation mit der
st. Gallus-Hilfe – einer Toch-
tergesellschaft der stiftung
Liebenau – erfolgreich abge-
schlossen. die st. Gallus-
Hilfe ist Träger von einrich-
tungen und diensten für
Menschen mit behinderung

im süddeutschen raum. sie ist im bereich Wohnen, in der Aus-
bildung sowie im bereich Arbeit aktiv. durch die dualität mei-
nes studiums hatte ich dort die Gelegenheit, in den unter-
schiedlichsten bereichen der behindertenhilfe mitzuarbeiten
und dadurch einen vertiefenden einblick in folgenden berei-
chen erhalten: stationäres Wohnen und betreuen für ältere Men-
schen mit behinderung, die teilweise in rente waren, stationäre
und teilstationäre betreuung für Kinder und Jugendliche mit
und ohne behinderung, ambulant betreutes Wohnen, Persönli-
ches budget sowie betreutes Wohnen in Familien für erwachse-
ne Menschen mit behinderung, Werkstatt für behinderte Men-
schen sowie im Controlling.

im Anschluss an mein studium bin ich zur stiftung Liebenau
gewechselt. die stiftung Liebenau ist als sozial-, Gesundheits-
und bildungsunternehmen in deutschland, Österreich, italien,
der schweiz und bulgarien tätig. sie bietet einrichtungen,
dienste und gemeinwesenorientierte Angebote in der Alten-
und behindertenhilfe, im Gesundheitswesen, im bildungsbe-
reich und in der Kinder- und Jugendhilfe an. Hier lag mein Auf-
gabenbereich im ressort sozialpolitik in der stabsstelle des Vor-
standes, bei der beobachtung und Auswertung der sozial- und
gesellschaftspolitischen entwicklungen. Ziel war es dabei, auf-

grund der beobachteten und zu erwartenden entwicklungen
Projekte mit den Tochtergesellschaften zu entwickeln, drittmit-
tel zu akquirieren und die Projekte bei der umsetzung zu unter-
stützen. die schwerpunkte der Projekte lagen auf der integra -
tion des beruflichen und nichtberuflichen Hilfesystems im
sozialraum, die an schnittstellen zwischen einzelnen Tochterge-
sellschaften angesiedelt waren. Von 2007 bis 2010 hatte ich
zusätzlich die Geschäftsführung des brüsseler Kreises – eines
netzwerks aus 13 gemeinnützigen sozial- und gesundheitswirt-
schaftlichen unternehmen – inne. berufsbegleitend habe ich an
der KH Freiburg ein studium „international Management of
nPO“ absolviert, das ich 2012 erfolgreich mit einem Master
abgeschlossen habe.

seit 2010 bin ich beim deutschen Caritasverband tätig. Hier
habe ich das Themenfeld berufliche bildung inhaltlich und orga-
nisatorisch aufbereitet. seit september 2015 leite ich in der
nachfolge von Franz Fink das referat Alter, Pflege, behinde-
rung beim deutschen Caritasverband.

Meine Schwerpunkte im CBP-Vorstand

Für die Arbeit im CbP sind für mich selbstbestimmte Teilhabe,
inklusion sowie Wunsch- und Wahlrecht die zentralen Orientie-
rungspunkte. Menschen mit behinderung als selbstverständli-
chen Teil des sozialraums, als gleichberechtigte bürger(innen)
zu achten und sie dabei zu unterstützen, ihre rechte wahrneh-
men zu können, ist ein zentrales Anliegen. im Vorstand möchte
ich diese Perspektive mit den Fragestellungen des CbP als Fach-
verband der Caritas in einklang bringen. 

3 Alfons Rogge verabschiedet

„du Gott des Aufbruchs, begleite und behüte uns, 
wenn wir uns von Gewohnheiten verabschieden 

und wenn wir festgefahrene Wege verlassen. 
Wenn wir dann dankbar zurückschauen 

und wir zu neuen Wegen uns mutig heranwagen. 
du Gott des Aufbruchs, leuchte unserem Weg, 
wenn wir ratlos sind und neue schritte gehen. 
du Gott des Aufbruchs, sei mit uns unterwegs 

zu uns selbst, zu den Menschen. 
segne unsere Arbeit. 

segne unseren Verband. 
segne alle, die mit uns verbunden sind. 

Amen.“

Mit diesem Gebet hat sich Alfons rogge als 1. Vorsitzender des
Verbandes katholischer Gehörloser deutschlands verabschie-
det. der CbP dankt Alfons rogge für sein langjähriges enga-
gement im CbP-Fachbeirat Hilfen für Menschen mit sinnesbe-
hinderungen. durch ihn wurde die Verbindung zur katholischen
selbsthilfe und zur behindertenpastoral lebendig.

aktuell
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Lesetipps

3AAL-Flyer in leichter
Sprache erschienen 

Aus dem CbP-Projekt „Ambient Assisted
Living (AAL)“ ist ein Flyer in leichter sprache
entstanden, der anschaulich erläutert, was
AAL bedeutet und welche einsatzmöglichkei-
ten von technischen Assistenzsystemen im
bereich der behindertenhilfe bestehen. der
Flyer kann ab sofort bestellt werden und steht
als PdF-download zur Verfügung: www.
cbp.caritas.de/90708.asp

3 Augsburger Allgemeine und CAB
arbeiten zusammen 

Nachrichten in leichter Sprache

Jeder sollte sich über die wichtigsten nachrichten informieren
können. doch für Menschen mit geistiger behinderung sind 
herkömmliche Texte oft zu schwer. daher bietet die Augsburger
Allgemeine in Zusammenarbeit mit der CAb (Caritas Augsburg

betriebsträger gGmbH) jetzt auch Artikel in leichter sprache
mit vereinfachten Formulierungen und besonderem Layout 
an.

in einer Testphase werden jeden Freitagnachmittag drei neue
Artikel in leichter sprache veröffentlicht. Über die seite
www.augsburger-allgemeine.de/leicht können sich Menschen
mit behinderung über die wichtigsten nachrichten aus deutsch-
land und der Welt informieren.

3 Lebenszeichen – religiöse Impulse
für die Praxis

Auf die beim CbP Kongress 2014 in schwä-
bisch Gmünd erprobten „Lebenszeichen –
Lesezeichen“ folgen nun die „Lebenszei-
chen – segenszeichen“. die religiösen
impulsblätter werden vom CbP-Ausschuss
Pastoral zur nutzung in den einrichtungen
und diensten der Caritas fortlaufend 
entworfen. die ansprechende grafische
Gestaltung bringt das Thema visuell in den
Mittelpunkt; meditative Kurztexte, segens-
gebete, Lieder und der in einfacher spra-
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CBP-Kalender

Termine Wann? Wo? Wer?

CBP-Mitgliederversammlung 18./19.11.2015 Berlin Vertreter(innen) der Mitgliedseinrichtungen

Wissenschaft trifft Praxis: Personzentrierung –
Inklusion – Enabling Community
Kongress des Berliner Instituts für christliche
Ethik und Politik (ICEP) u.a. 

25./26.2.2016 Berlin

Menschen mit Behinderung, Professionelle der
 stationären und ambulanten Behindertenhilfe und
aus öffentlichen Institutionen sowie
Wissenschaftler(innen)

Get connected: Moderne Techniken und
Kommunikationsmethoden
Fachtagung der CBP-Fachbeiräte Hilfen für
Menschen mit Sinnesbehinderung und
Körperbehinderung

19.–21.4.2016 Würzburg
Leitungskräfte und Mitarbeiter(innen) in
Einrichtungen und Diensten der Behindertenhilfe 
und Psychiatrie in der Caritas

Mit Störungen muss gerechnet werden –
Gastlichkeit als Beitrag zu einer inklusiven
Kultur
Fachtagung des CBP-Ausschusses Pastoral

7.–9.6.2016 Würzburg

Seelsorger(innen), Träger- und Leitungsverant -
wortliche sowie Mitarbeiter(innen), die sich in den
Einrichtungen und Diensten der Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie in der Seelsorge
engagieren

Arbeitstreffen für Technische Leitungen in
Einrichtungen des CBP

27.–29.9.2016 Frankfurt
Technische Leitungen in der Caritas Behindertenhilfe
und Psychiatrie

Soziale Teilhabe jetzt! Chancen und
Herausforderungen für die Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie
Fachtagung des CBP-Ausschusses Soziale
Teilhabe

27.–29.9.2016 Fulda
Trägerverantwortliche, Leiter(innen) sowie leitende
Fachkräfte von Einrichtungen und Diensten der
Behindertenhilfe und Psychiatrie

CBP-Mitgliederversammlung 2016 9./10.11.2016 Freiburg Vertreter(innen) der Mitgliedseinrichtungen

Bitte achten Sie auf die aktuellen Termine und Ausschreibungen auf unserer Homepage www.cbp.caritas.de
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NACHGEDACHT

„Die in Art. 1 Abs. 1 GG

garantierte Menschenwür-

de ist migrationspolitisch

nicht zu relativieren“, stellte das Bundesverfassungsgericht

mit seinem Urteil vom 18. Juli 2012 (1 BvL 10/10 und 1 BvL

2/11; Rn. 121) fest. Dieser Satz gilt auch aktuell, wo Flüchtlin-

ge und Asylsuchende in großer Zahl nach Deutschland kom-

men. Viele von ihnen haben unbeschreibliche Strapazen hin-

ter sich. An zahlreichen Orten stellen sich CBP-Mitglieder in

den Dienst der Flüchtlinge und versuchen die staatlichen Sys-

teme zu entlasten. Erste Rückmeldungen zeigen, dass es sich

im Bereich der Eingliederungshilfe vorwiegend um junge

Flüchtlinge mit erheblichen psychischen Belastungen, Trau-

matisierungen und Behinderungen handelt, die betreut wer-

den. Kommunen, Landkreise und Bezirke fragen die Träger

und Einrichtungen um Wohnraum an. 

Die bislang zumeist angefragten Formen der fachlichen Un-

terstützung zielen auf die berufliche Qualifikation von Flücht-

lingen und auf die Begleitung von psychisch kranken und

traumatisierten Flüchtlingen. Bisher ist die Hilfe für Flüchtlinge

mit Behinderung im System der Eingliederungshilfe vom Auf-

enthaltsstatus abhängig, so dass sie fachlich zumeist erst

nach ihrer Anerkennung unterstützt werden können. Solange

sie Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

(AsylblG) erhalten, werden Leistungen der Eingliederungshilfe

nicht bewilligt. Auch zeigen sich große Probleme bei der Un-

terstützung von schulpflichtigen Flüchtlingen mit Behinde-

rung. Auch hier kann keine Schulbegleitung gewährt werden,

solange der Aufenthaltsstatus ungeklärt ist.

Eine große Problematik zeigt sich im Zugang zur medizini-

schen Versorgung von Flüchtlingen, denen im Rahmen des

Asylbewerberverfahrens nur eine eingeschränkte Basisver-

sorgung zusteht. Diese ist für die medizinische Versorgung

von Flüchtlingen mit Behinderung oder psychischen Erkran-

kungen vielfach unzureichend. In der Regel werden nur die

Kosten für die Behandlung akuter Erkrankungen übernom-

men (§ 4 AsylblG). Die Kosten für Behandlungen von Krank-

heiten, die bereits chronifiziert oder „aufschiebbar“ sind, müs-

sen gesondert nach § 6 AsylblG beantragt werden. Der

 Zugang dazu ist durch ein langes Verwaltungsverfahren er-

schwert, in dem über die Notwendigkeit von medizinischen

Maßnahmen wie zum Beispiel Bewilligung von Hilfsmitteln be-

ziehungsweise Zahnbehandlung nicht die Ärzte, sondern die

Mitarbeiter des Sozialamtes entscheiden. Dramatisch ist die

Situation oft für die, die nicht registriert sind und damit kei-

nerlei Ansprüche haben, sowie für Geduldete, vollziehbar

Ausreisepflichtige sowie deren Ehepartner und minderjährige

Kinder. Aufgrund der aktuellen Überforderung der staatlichen

Aufnahme-, Hilfs- und Sicherungssysteme ist es sehr dan-

kenswert, dass CBP-Mitglieder oft auf freiwilliger Basis ihre

Expertise und Ressourcen zur Verfügung stellen. 

Ihr Thorsten Hinz

Dr. Thorsten
Hinz

Geschäftsführer 
des CBP 
E-Mail: thorsten.
hinz@caritas.de

Dankenswertes Engagement

che gesetzte bibeltext falten das Thema facettenreich auf. diese
reihe religiöser impulse kann für die tägliche Arbeit genutzt
werden: als Morgenimpuls in der Werkstatt, zur Mitgestaltung
von inklusiven Gottesdiensten, als Abschluss einer Teambespre-
chung oder Klausurtagung, als persönlicher Gebetsimpuls.

3 40 Jahre Psychiatrie-Enquete:
Rückblick, Analyse und Entwicklung

Armbruster, Jürgen; Dieterich, Anja; Hahn; Daphne; Ratzke,

Katharina (Hrsg.): 40 Jahre Psychiatrie-Enquete – Blick

zurück nach vorn. Bonn: Psychiatrie Verlag, 2015, gebun-

den, 504 S., 39,95 Euro, ISBN 978-3-88414-616-3 

dieser sammelband verbindet den historischen rückblick auf
die Transformation der psychiatrischen Versorgung mit einer

Analyse der notwendigen reform-
schritte in der Psychiatrie. 

die vielstimmigen beiträge die-
ses bandes ziehen kritisch bilanz, 
zeigen den Fortbestand von Män-
geln und analysieren fundamentale
Paradigmenwechsel und Trends der
Psychiatrie. ihr Anliegen ist es, eine
not wendige debatte über die Wei-
terentwicklung der psychiatrischen
Versorgung und ihre Grundlagen
anzustoßen. Zu Wort kommen
Protagonisten von „damals“, psychiatrieerfahrene und nicht
erfahrene Aktivist(inn)en, Wissenschaftler(innen) sowie psychi-
atrisch Tätige von heute.


